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DIE WELT (Hauptausgabe) | 10.07.2025

Neue Atomtransporte stürzen Grüne in eine
Glaubwürdigkeitskrise

Bald könnte viel radioaktiver Müll durch Nordrhein-Westfalen gefahren werden. Und das,

obwohl die Landesregierung versprochen hatte, solche Touren zu vermeiden

Anti-Atom-Gegner warnen seit Länge-

rem vor einem Szenario, das bald Rea-

lität werden könnte: Zahlreiche neue

Lkw-Transporte mit Atommüll sollen

quer durch Nordrhein-Westfalen rollen.

Wie solche Lieferungen konkret ausse-

hen könnten, zeigt die Jülicher Entsor-

gungsgesellschaft für Nuklearanlagen

(JEN) beispielhaft in Videos einer Pro-

befahrt aus dem Jahr 2023: Ein Sattel-

schlepper zieht einen langen Anhän-

ger mit einem Schutzbehälter, eskor-

tiert von zahlreichen Polizeiwagen.

152 Castor-Behälter mit fast 300.000

abgebrannten Kugelelementen lagern

am ehemaligen Versuchsreaktor in Jü-

lich und sollen ins rund 170 Kilome-

ter entfernte Zwischenlager in Ahaus

gebracht werden. Dazwischen liegt ei-

ner der größten Ballungsräume Euro-

pas. Die JEN hat dafür 152 Einzeltrans-

porte beantragt.

Diese könnten nach Ermessen der Poli-

zei auch gebündelt erfolgen. Insgesamt

könnten bis zu zwei Jahre vergehen, bis

alle Kugeln nach Ahaus gebracht sind.

Zuständig für die Genehmigung ist das

Bundesamt für die Sicherheit der nu-

klearen Entsorgung (BASE). Auf WELT-

Anfrage teilt das Amt mit, dass ein Ab-

stimmungsprozess mit dem übergeord-

neten Bundesumweltministerium lau-

fe und die Genehmigung „im Sommer

2025“ erteilt werden könnte.

Das Lagerproblem in Jülich ist seit Jah-

ren ungelöst. Zwischen Bund und Land

hakt es immer wieder bei der Abstim-

mung – auch wegen unterschiedlicher

Auffassungen, was mit dem radioakti-

ven Material geschehen soll. 2013 lief

die Genehmigung für das bestehen-

de Zwischenlager aus, weil es neue-

ren Sicherheitsstandards nicht mehr ge-

nügte. 2014 ordnete die damalige rot-

grüne NRW-Landesregierung die Räu-

mung an. Ein Transport ins Zwischenla-

ger Ahaus war zunächst nicht möglich,

da die Stadt und ein Anwohner Klage

einreichten.

Bis zum Abschluss des Verfahrens stell-

te der Bund eine Transportgenehmi-

gung zurück. Ende 2024 entschied das

Oberverwaltungsgericht NRW letztin-

stanzlich, dass ein Transport zulässig

sei. Seither ist auf Bundesebene eine

neue Dynamik zu beobachten.

Die Transporte nach Ahaus wären po-

litisch heikel für Nordrhein-Westfalens

Landesregierung von Ministerpräsident

Hendrik Wüst (CDU) und seiner Stell-

vertreterin Mona Neubaur (Grüne). Für

die Polizei bedeuten sie eine enorme lo-

gistische und sicherheitspolitische Be-

lastung, denn auch Sabotageakte und

Proteste müssen einkalkuliert werden.

Die Probefahrt Ende 2023 hat gezeigt,

dass im Ernstfall mit mehreren Dut-

zend Mannschaftswagen pro Transport

zu rechnen ist. Zugleich bringt das Vor-

haben die Wüst-Regierung – insbeson-

dere die Grünen – in eine Glaubwürdig-

keitskrise. 2027 steht die nächste Land-

tagswahl an. Atomtransporte mitten im

Wahlkampf könnten die Ausgangslage

für die Grünen erheblich erschweren.

Proteste sind zu erwarten, insbesonde-

re in Ahaus, aber möglicherweise auch

entlang der geheim gehaltenen Trans-

portrouten.

Dabei hatte sich das schwarz-grüne

Bündnis 2022 im Koalitionsvertrag auf

eine andere Priorität verständigt: „Wir

setzen uns für eine Minimierung von

Atomtransporten ein. Das gilt auch

für Transporte aus anderen Bundeslän-

dern. Im Fall der in Jülich lagernden

Brennelemente bedeutet dies,

dass wir die Option eines Neubaus

eines Zwischenlagers in Jülich voran-

treiben.“ Dieser Anspruch wurde zu-

mindest zeitweise erfüllt: Die Zahl der

Transporte von Kernbrennstoffen und

sonstigem radioaktivem Abfall durch

NRW halbierte sich von 919 im Jahr

2022 auf 458 im Jahr 2023. Doch im Jahr

2024 wurde ein Anstieg auf insgesamt

650 Fahrten registriert.

Die Idee eines neuen Zwischenlagers

in Jülich für die 152 Castor-Behälter ist

bislang jedoch kaum konkretisiert wor-

den. Das Land betont zwar, einige Vor-

arbeit geleistet zu haben. Auf WELT-

Anfrage heißt es aus dem Haus von

Wirtschaftsministerin Neubaur, die La-

gerung am Standort Jülich in einem

noch zu bauenden Zwischenlager sei

„die tragfähigere Alternative zu einem

Transport“. Man habe auch Haushalts-

mittel für den Erwerb von Grundstü-

cken zur Unterstützung des Neubaus

eingeplant. Dafür müsste der Bund ei-

nem Flächenkauf zustimmen, sich maß-

geblich an den Kosten beteiligen und

zudem eine Aufbewahrungs-genehmi-

gung für das bestehende Zwischenla-

ger zur Überbrückung erlassen. Das

Neubaur-Ministerium betont, dass die

Hauptverantwortung für die Lösung

beim Bund liege.

Der Bund wiederum betrachtet inzwi-

schen den Transport nach Ahaus als die

vorzugswürdigere Option – weil schnel-

ler umsetzbar und deutlich günstiger.

Der Bau eines neuen Zwischenlagers in

Jülich sowie die Unterhaltskosten über
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mindestens 50 Jahre würden laut Schät-

zungen rund 550 Millionen Euro betra-

gen, die Bauzeit mehrere Jahre. Dage-

gen sollen die Vorbereitungsund Trans-

portkosten bei rund 90 Millionen Euro

liegen – ohne Polizeikosten. Der Haus-

haltsausschuss des Bundestages – auch

mit Zustimmung der Grünen – sprach

sich Ende 2022 deshalb für die Trans-

portvariante aus, „falls das Land Nord-

rhein-Westfalen (NRW) die Mehrkosten

eines Neubaus in Jülich nicht tragen

möchte“. Eine entsprechende Absichts-

erklärung des Landes sei der Bundesre-

gierung jedoch nicht bekannt, erklärte

Staatssekretärin Claudia Müller (Grüne)

im April 2025 auf eine Anfrage der Lin-

ke-Fraktion.

Für die SPD-Opposition im Landtag

ist das ein klares Zeichen, dass die

schwarz-grüne Landesregierung es mit

ihrer politischen Priorität, den Atom-

müll in Jülich zu belassen, nicht ernst

meine. Ministerin Neubaur habe „kei-

ne einzige Initiative übernommen, ei-

ne Neubauoption in Jülich auch nur vor-

anzutreiben“, kritisiert SPD-Fraktionsvi-

ze André Stinka. Für den Neubau ge-

be es weder einen Genehmigungsan-

trag noch ein erdbebensicheres Kon-

zept. Die Gegner der Transportvariante

führen weitere Argumente an: Das Zwi-

schenlager in Ahaus verfügt über kei-

ne sogenannte „heiße Zelle“, also kei-

ne Einrichtung, in der beschädigte Cas-

torbehälter geöffnet oder radioaktive

Stoffe umgelagert werden könnten. Im

Schadensfall müsste ein solcher Behäl-

ter an einen geeigneten Ort gebracht

werden, etwa zurück nach Jülich. Das

BASE betont jedoch, dass bislang noch

nie ein Castorbehälter geöffnet werden

musste. Zudem gebe es technische Al-

ternativen zur „heißen Zelle“, die sich in

der Praxis bewährt hätten.

Ein weiterer Kritikpunkt: Das Zwischen-

lager Ahaus ist derzeit nur bis 2036 ge-

nehmigt. Der Betreiber hat jedoch an-

gekündigt, rechtzeitig eine Anschluss-

genehmigung zu beantragen. Ahaus er-

wartet zudem weitere Castorbehälter

aus anderen Forschungsreaktoren. Es

ist mit einer Betriebsdauer von einigen

Jahrzehnten auszugehen – bis ein End-

lager zur Verfügung steht.
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Braunschweiger-Zeitung.de | 09.07.2025 16:33

Weblink

Peiner Geschäftswelt

Beschäftigtenzahl: Diese Firma im Kreis Peine vergrößert
sich enorm

Ein bundeseigenes Unternehmen hat die Anzahl seiner Mitarbeiter fast verdoppelt – und sucht

weiter Arbeitskräfte. Tätig ist es in einem ungewöhnlichen Gebiet.

Harald Meyer

Die Schachtanlage Asse II, das Endla-

ger Morsleben und die Schachtanlage

Konrad als das erste nach Atomrecht

genehmigte Endlager für schwach- und

mittelradioaktive Abfälle in Deutsch-

land: Diese schlagzeilenträchtigen Auf-

gabengebiete sorgen dafür, dass auch

ein bundeseigenes Unternehmen hin-

länglich bekannt ist, das für die Auf-

bewahrung solcher radioaktiver Abfälle

sorgt: die Bundesgesellschaft für Endla-

gerung (BGE) mit ihrer Zentrale in Pei-

ne.

Die Einlagerung von Atommüll, die

über Jahrtausende sicher sein soll – sie

ist eine Mammut-, eine Generationen-

aufgabe. Eine Aufgabe, der sich die BGE

verschreibt und die dafür sorgt, dass

sie in puncto Mitarbeiterzahl so stark

gewachsen ist in den zurückliegenden

Jahren wie wohl kein anderer Arbeit-

geber kreisweit: „Als wir mit unserer

Bundesgesellschaft 2017 gestartet sind,

hatten wir hier in Peine rund 460 Be-

schäftigte – heute sind es alleine in

dieser Stadt etwa 800“, vergleicht die

Geschäftsführerin und Arbeitsdirekto-

rin Marlis Koop. Gegründet hat sich die

BGE im Jahr 2016 nach einem Beschluss

der damaligen Bundesregierung (CDU/

CSU und SPD), wobei der Sitz auf politi-

schen Wunsch unbedingt in unserer Re-

gion (Standort von Asse II und Schacht

Konrad) sein sollte – Peine ist es dann

geworden.

„Wir bieten sichere und krisenfeste Jobs

an“: So begründet die Arbeitsdirek-

torin die Tatsache, dass es der BGE

bisher immer gelungen ist, die vie-

len zusätzlichen Mitarbeiter auch für

sich gewinnen zu können – selbst in

Zeiten des Personalmangels/Fachkräf-

temangels. Jedenfalls hat das Bundes-

unternehmen angesichts der wachsen-

den Beschäftigtenzahl seinen Hauptsitz

an der Eschenstraße (inzwischen vier

Etagen) in Peine bereits erweitert, hat

sich zusätzlich im Stadtgebiet mehre-

re Etagen im Sparkassen-Gebäude an

der Celler Straße sowie im Unterneh-

menspark an der Woltorfer Straße (im

Gebäudekomplex, in dem derzeit auch

die Polizei untergebracht ist) eingemie-

tet. Die Tochter BGE Technology (Bera-

tungs- und Ingenieurunternehmen) ist

zudem in Peine auch in der Beethoven-

straße ansässig – im obersten Stock-

werk des Sparkassengebäudes.

Doch zurück zu den Jobs: „Bei uns

gibt es kaum einen Beruf, den wir

nicht anbieten“, ist Dr. Heike Sanden,

BGE-Bereichsleiterin Personal in Peine,

überzeugt und zählt auf: Strahlenschüt-

zer, Geowissenschaftler, Chemiker, In-

genieure, Juristen, Betriebswirtschaft-

ler, Archivare und so weiter. Den Ein-

druck, in der Bundesgesellschaft – es

ist im Auftrag des Bundesministeriums

für Umwelt, Naturschutz, Klimaschutz

und nukleare Sicherheit (BMUKN) tä-

tig – seien vor allem akademische Be-

rufe gefragt, also Mitarbeiter mit ab-

geschlossenem Studium, wischt Marlis

Koop beiseite: „Wir suchen auch Inter-

essenten ohne Studium, also Bewer-

ber mit Realschulabschluss oder Fach-

abitur/Abitur.“ Beispiele sind Elektroni-

ker, Industriemechaniker, Bergbautech-

nologen und Fachinformatiker.

Abgesehen davon, dass die BGE nach ei-

genem Bekunden ihre Mitarbeiter tarif-

gebunden zahlt, spricht die Arbeitsdi-

rektorin von „langfristigen Jobs“, denn:

„Die Entsorgung des atomaren Abfalls

ist eine Aufgabe, die uns noch vie-

le Jahrzehnte beschäftigen wird.“ Ein

Blick zurück: Im Jahr 2011 hat Deutsch-

land den schrittweisen Ausstieg aus

der Atomenergie beschlossen, im April

2023 sind bundesweit die letzten drei

Atomkraftwerke abgeschaltet worden.

Dieser Atomausstieg, darin sind sich

Marlis Koop und Dr. Heike Sanden einig,

sei ein guter Entschluss, um „nicht im-

mer neuen Atommüll zu produzieren“.

Wie sehr die BGE noch gebraucht wird,

lässt sich auch daran ablesen, dass sie

zudem für die bundesweite Suche nach

einem Endlager-Standort für hochra-

dioaktive Abfälle im tiefen Untergrund

zuständig ist – und die wird ebenfalls

noch einige Jahrzehnte dauern.

Nicht ohne Bedeutung für die BGE-Mit-

arbeiter dürfte sein: „Der Ausstieg auf

der Atomenergie wird in der Bevölke-

rung als gesellschaftliche Aufgabe an-

erkannt“, unterstreicht Marlis Koop. In

aller Regel, und darin stimmt ihr die

Peiner Bereichsleiterin zu, stehe die

Bevölkerung der Arbeit der BGE posi-

tiv und aufgeschlossen gegenüber. Das

mag auch ein wichtiger Grund dafür

sein, dass „wir mit großer Begeisterung

und Leidenschaft“ bei der Arbeit seien,

setzt die Geschäftsführerin hinzu: „Bei

uns gibt es wenig Fluktuation.“ Und das
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trotz des Personalmangels/Fachkräfte-

mangels. Aufhorchen lässt sie mit die-

sem Satz: „Mehr als 50 Prozent unse-

rer Beschäftigten in Peine wohnen im

Kreisgebiet.“ Sämtliche Mitarbeiter sei-

en in der Region beheimatet: „Wir sind

ein regional sehr verwurzeltes Unter-

nehmen.“

Apropos Sicherheit, die bei der Endla-

gerung eine herausragende Bedeutung

hat: Auch in ihren Gebäuden spielt sie

für die BGE die eine gewichtige Rolle.

„Wir wissen schon ganz gerne, wer sich

bei uns gerade aufhält“, räumt die Ge-

schäftsführerin ein: „Aber Sicherheits-

vorkehrungen gibt es inzwischen bei je-

dem Unternehmen.“
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